( Ein Jahr vor den Berlinwahlen

( Die letzten Umfrageergebnisse für Berlin zeigen, dass sich die Grünen der 30-Prozent-Marke nähern, dass Renate Künast vor Amtsinhaber Klaus Wowereit liegt, wenn es darum geht, wer nach den nächsten Wahlen den Chefsessel im Roten Rathaus einnehmen sollte. Ansonsten haben sich die SPD um 25 Prozent, die CDU bei 20 und DIE LINKE um 15 Prozent eingepegelt. Die FDP würde an der 5-Prozent-Hürde scheitern und nicht mehr im Abgeordnetenhaus vertreten sein. 

( Diese Ergebnisse deuten sich in der Tendenz seit einiger Zeit an. Insofern kann man diesen Resultaten eine gewisse Stabilität unterstellen, egal, ob es beim nächsten Mal nach oben oder unten noch zu Abweichungen kommen wird. Ob es uns gefällt oder nicht, ist zu bilanzieren: Die sich seit längerer Zeit abzeichnenden sehr guten Ergebnisse für die Grünen weisen mit Gewissheit auf eine zunehmende Unzufriedenheit und möglicherweise auch auf eine Wechselstimmung in der Wahlbevölkerung hin. 
( Die allgemeine Politikverdrossenheit nimmt weiter zu und richtet sich – das liegt auch irgendwie in der Natur der Sache – vorwiegend gegen Regierungspolitik. Dabei werden stimmungs- und gefühlsmäßig immer mehr die unterschiedlichen Verantwortlichkeiten (Europa, Bund, Land, Kommune) miteinander in einen Topf geworfen. Selbstverständlich zeigen viele Analysen, dass der Großteil der Bevölkerung intellektuell diese Ebenen sehr wohl zu trennen vermag, aber es scheint so, dass die zunehmende Politikverdrossenheit gleichermaßen – und über die aktuellen Rollen im Herrschaftsgefüge hinaus – sowohl der offenen und immer hemmungsloseren konservativen Lobbypolitik gilt als auch der Tatsache entspringt, dass rot-rote Regierungspolitik in Berlin nur ungenügend als Alternative wahrnehmbar wird bzw. wirkt. 

( Es ist also durchaus in Rechnung zu stellen, dass das Umfrageverhalten möglicherweise stärker vom Gefühl gesteuert sein könnte, während das Wahlverhalten dann dennoch eher mehrheitlich einer rationalen Steuerung unterliegt. Insofern – aber das soll kein „Trostpflaster“ für die Regierung sein – ist es schon denkbar, dass es auch 2011 zu einer deutlichen Diskrepanz zwischen den Umfragewerten und den Wahlergebnissen kommen könnte, was aber weder an „manipulierten Umfragen“ noch an unzuverlässigen Methoden, sondern einzig in den unterschiedlichen Motiven begründet liegt, die ein Umfrage- und ein Wahlergebnis bestimmen.   

( Rot-Rot bietet gestaltungspolitisch momentan kein starkes Bild. Die Koalition ist stark mit der Abwehr von ungerechtfertigten Vorwürfen durch die Opposition, die Medien und die Öffentlichkeit befasst. Das aber geriert häufig zur Rundum-Abwehr aller kritischen Positionen sowie zur undifferenzierten Rechtfertigungsapologetik. So erweckt Rot-Rot zuweilen – auch über das Verhalten einzelner Exponenten hinaus – letztendlich den Eindruck von Arroganz, Problemignoranz und Lösungsunwilligkeit und begründet zusätzlich die sinkende Bereitschaft in der Bevölkerung, noch einmal Rot-Rot wählen zu wollen. 
( Klientelkritik und Vertrauensentzug treffen den kleineren Koalitionspartner DIE LINKE besonders, denn DIE LINKE verfügt über eine zahlenmäßig geringere Stammwählerschaft, die sich zudem wegen der hohen Altersstruktur zunehmend verringert. Außerdem rekrutiert sich ein Großteil der Links-Sympathisanten aus einem stark kapitalismuskritischen Milieu, dem durch die Regierungspolitik der LINKEN sehr viel abverlangt wird und das immer mal bereit ist, bestimmte Schritte nicht mitzugehen. Und selbstverständlich wirken die in der Gesamtpartei ungelösten Konflikte – zwischen den verschiedenen  fundamentalistischen und realistischen Positionen, zwischen WASG und PDS, zwischen Gewerkschaftslinken und politischer Moderne – auch im Berliner Landesverband, in dem als einzigen Landesverband die die gesamte Partei prägende Ost-West-Konfrontation alltäglich präsent ist.     

( Immer offensichtlicher stoßen die gegenseitigen Blockaden in der rot-roten Koalition, was sich sowohl in der Verzögerung von Vorhaben als auch in z.T. halbherzigen Kompromisslösungen widerspiegelt, auf zunehmendes Unverständnis in der Öffentlichkeit. Dabei hat auch die in letzter Zeit oft praktizierte Methode des Regierenden Bürgermeisters, im Rahmen seiner Richtlinienkompetenz vor allem solche Sachentscheidungen zur „Chefsache“ zu machen, die in Verantwortung des Koalitionspartners liegen, längst den Eindruck von Entschlossenheit und Gestaltungskraft verloren. Aber sie trägt stark zur Demontierung der solcherart betroffenen Senatsmitglieder (bzw. des Koalitionspartners) und ihres öffentlichen Ansehens bei. Und es stärkt nicht die SPD, sondern beschädigt beide Koalitionspartner.

( Im Gegensatz zur rot-roten Regierungskoalition und zur konservativen Opposition erwecken die Grünen als einzige Partei einen rundum „sympathischen“ Gesamteindruck. Sie gelten allgemein als frisch und unverbraucht, als offen und neugierig, als flexibel und prinzipienfest zugleich. Ihnen ist es zudem gelungen, nach dem Weggang von Joschka Fischer kein personelles Vakuum zuzulassen, sondern mehrere starke und charismatische Führungspersönlichkeiten in einem arbeitsteiligen Ensemble aufzubauen, die allesamt als Sympathieträger wirken. Genau das fehlt allen anderen Parteien: Den Sympathieabfall von Angela Merkel fängt in der CDU niemand auf, die SPD hat zwar einen gewaltigen Verschleiß an Führungspersonal, aber keine charismatische Führungspersönlichkeiten hervorgebracht, der Weggang des Sympathieträgers Lothar Bisky bei der LINKEN sowie der bundespolitische Rückzug des charismatischen Oskar Lafontaine konnten bislang nicht aufgefangen werden, und der irgendwann bevorstehende Weggang von Gregor Gysi scheint momentan noch schwerer zu verkraften sein. 

( In der Bevölkerung gibt es eine wachsende Sensibilisierung für grüne Kernthemen (Nachhaltigkeit, Klima, Atomausstieg, Verkehrspolitik). Es zahlt sich aus, dass die Grünen ihren Kernthemen treu geblieben sind sowie sich von früherer Radikalität gelöst und es verstanden haben, diese Zukunftsthemen eng mit den neuen Arbeits- und Lebensbedingungen der Menschen sowie den Erfordernissen der Wirtschaft zu koppeln. Und weil diese Kernthemen nun so sehr in der gesellschaftlichen Realität dominieren, haben die Grünen ihren Nimbus als vorausschauende und stabile Kraft stärken können. 
( Und das führt dazu, dass die grünen Worthülsen zu anderen Politikfeldern ebenso toleriert werden wie die neoliberalen Tendenzen, die bei den Grünen z.B. zur Privatisierung öffentlicher Betriebe vorhanden sind. Seitdem es auch schwarz-grüne Koalitionen auf Landesebene gibt, ist die Scheu vor grüner Regierungspolitik weiter zurückgegangen, weil dadurch die Furcht der potenziell interessierten Mitte vor einer angenommenen Radikalität der Grünen weiter abgenommen hat. So sind die Grünen politisch-konzeptionell in der „Mitte der Gesellschaft“ angekommen, und sie werden zunehmend – wie Untersuchungen zeigen – von dieser gesellschaftlichen Mitte gewählt.  
( Ein spezielles Phänomen besteht darin, dass es den Grünen auch gelungen ist, ihre Urheberschaft und Hauptverantwortung für alle Themen, an denen sich heute der gesellschaftliche und politische Protest und wohl auch der Wunsch nach einem Machtwechsel entzündet, vergessen zu machen. Denn im Prinzip haben die Grünen in ihrer Regierungszeit die Hartz-Gesetzgebung mit auf den Weg gebracht, die Kriegseinsätze der Bundeswehr mit durchgesetzt, die Hedgefonds mit zugelassen und so den Weg für die Finanzkrise mit bereitet.   

( All diese Widersprüchlichkeiten lassen nur den Schluss zu, dass für das beabsichtigte Wahlverhalten von immer mehr Menschen nicht so sehr angenommene konzeptionelle Stärken der Grünen entscheidend sind, sondern dass angesichts der Schwächen und Defizite der anderen für immer mehr Menschen die Grünen mehr oder weniger „übrig bleiben“. Allerdings ist es den Grünen auch gelungen, sich gegenüber breitesten Wählerschichten gut „zu verkaufen“. Die Chance, die Grünen „zu entzaubern“, besteht darin, ihr – auch auf ihren Kernthemen – vorhandenes gesamtstrategisches Defizit sachorientiert aufzudecken und die Gegensätze zu verdeutlichen, die zwischen ihrer Berliner Ankündigungspropaganda und ihrer realen Regierungspolitik – einst im Bund und aktuell auf Landesebene – bestehen.      
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